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Bundesarbeitsgericht 8. Senat Urteil vom 26. September 1996 

- 8 AZR 176/95 -
I. Arbeitsgericht 

Chemnitz
Urteil vom 15. September 1993 
- 6 Ca 415/93 -

II. Sächsisches
Landesarbeitsgericht

Urteil vom 08. Dezember 1994 
- 11 (6) Sa 353/93 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein 
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Ordentliche Kündigung nach Einigungsvertrag

Gesetz:
Einigungsvertrag Art. 13, Anlage I Kapitel XIX Sachgebiet A
Abschnitt III Nr. 1 Abs. 4; KSchG § 1

Leitsätze:

K e i n e

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


8 AZR 176/95
11 (6) Sa 353/93 Sächsisches LAG

Im Namen des Volkes!
Verkündet am
26. September 1996

Zeuner,
Amts inspektor

U  r teil
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

pp.

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 26. September 1996 durch 
den Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Ascheid, die Richter 
Dr. Müller-Glöge und Dr. Mikosch sowie die ehrenamtliche 
Richterin Iskra und den ehrenamtlichen Richter Dr. Haible 
für Recht erkannt:
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Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des 
Sächsischen Landesarbeitsgerichts vom 8. Dezember 
1994 - 11 (6) Sa 353/93 - wird zurückgewiesen.
Der Beklagte hat die Kosten des Revisionsverfah­
rens zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d ;

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit zweier ordentli­
cher Kündigungen, die der Beklagte auf Kapitel XIX Sachgebiet A 
Abschnitt III Nr. 1 Abs. 4 Ziff. 2 und 3 der Anlage I zum Eini­
gungsvertrag (fortan: Abs. 4 Ziff. 2 und 3 EV) stützt.

Der im Jahre 1940 geborene Kläger studierte Ingenieur-Ökono­
mie an der Technischen Universität D . Von 1970 bis 1973 ar­
beitete er als wissenschaftlicher Oberassistent an der TU D 

. In derselben Funktion war er an der TU K
von 1974 bis 1984 tätig. Seit seiner Habilitation im 

Jahre 1984 arbeitete er als Dozent an derselben Hochschule. Der 
Beklagte wickelte die Hochschule gemäß Art. 13 EV ab. Mit dem 
Kläger wurde in einem undatierten Arbeitsvertrag die Aussetzung 
des Rühens des bisherigen Beschäftigungsverhältnisses und die be­
fristete Weiterbeschäftigung bis zum 30. September 1991 verein­
bart. Mit Änderungsvertrag vom 1. Juli 1991 vereinbarten die Par­
teien die Geltung des Bundes-Angestelltentarifvertrages-Ost und 
die Eingruppierung des Klägers in die VergGr. I b BAT-0. Der Klä-
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ger wurde über den 30. September 1991 hinaus weiterbeschäftigt.
Er war zuletzt als Dozent und Fachgebietsleiter für Personalwirt­
schaft und Führungslehre an der Fakultät für Wirtschafts- und 
Rechtswissenschaften zu einem Bruttomonatsgehalt in Höhe von 
5.019,84 DM tätig.

Die Entscheidung des Beklagten, an der TU C 
die Zahl der Stellen von 2.600 auf 1.600 abzubauen, wurde grund­
sätzlich so umgesetzt, daß alle verbleibenden Stellen wie bei 
einer Ausschreibung durch eine Auswahl unter den für die jeweili­
ge Stelle eingegangenen Bewerbungen der bisherigen Mitarbeiter 
besetzt wurden. Mitarbeiter, die bei dieser Auswahl nicht berück­
sichtigt wurden, erhielten die Kündigung. Die Bewerbung des Klä­
gers auf die von ihm wahrgenommene Dozentenstelle wurde nicht be­
rücksichtigt. Die für das Wintersemester 1992/93 geplanten Lehr­
veranstaltungen des Klägers wurden abgesagt und im Sommersemester 
1993 von einem Gastdozenten gelesen.

Mit Schreiben vom 23. Dezember 1992, das dem Kläger am 
28. Dezember 1992 zuging, kündigte der Rektor der TU C

das Arbeitsverhältnis des Klägers zum 28. Februar 1993 
unter Berufung auf Kapitel XIX Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 1 
Abs. 4 Ziff. 2 und 3 des Einigungsvertrages wegen mangelnden Be­
darfs. Aus demselben Grund kündigte der Beklagte das Arbeitsver­
hältnis mit Schreiben vom 27. April 1993, das dem Kläger am 
30. April 1993 zuging, zum 30. Juni 1993.
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Mit der am 13. Januar 1993 beim Arbeitsgericht eingereichten 
Klage hat der Kläger die Unwirksamkeit der Kündigung vom 23. De­
zember 1992 und mit der am 10. Mai 1993 beim Arbeitsgericht ein­
gereichten Klage die Unwirksamkeit der Kündigung vom 27. April 
1993 geltend gemacht. Die Rechtsstreite sind durch Beschluß des 
Arbeitsgerichts zu gemeinsamer Verhandlung und Entscheidung ver­
bunden worden.

Der Kläger hat geltend gemacht, er sei fachlich qualifi­
ziert, das von ihm wahrgenommene Fachgebiet in Lehre und For­
schung selbständig zu vertreten. Dementsprechend habe die Grün­
dungskommission aufgrund geheimer Abstimmung seine Weiterbeschäf­
tigung empfohlen. Die Professorenstellen seien nach Ausspruch der 
Kündigungen öffentlich ausgeschrieben worden und noch nicht alle 
besetzt.

Der Kläger hat die ordnungsgemäße Beteiligung der Personal­
vertretung bestritten.

Der Kläger hat, soweit in der Revisionsinstanz noch erheb­
lich, beantragt

festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis durch 
die Kündigungen vom 23. Dezember 1992 und 
27. April 1993 nicht aufgelöst worden ist.

Der Beklagte hat beantragt,
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die Klage abzuweisen.
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Der Beklagte hat vorgetragen, die Kündigungen seien wegen 
mangelnden Bedarfs gerechtfertigt, weil die Sektion Wirtschafts­
wissenschaften aufgelöst worden und dadurch der Arbeitsplatz des 
Klägers entfallen sei. Die Lehrinhalte der sozialistischen Be­
triebswirtschaftslehre könnten mit den Inhalten der wettbewerbs­
orientierten westlichen Betriebswirtschaftslehre nicht verglichen 
werden. Aufgrund seiner Vorbildung passe der Kläger nicht in den 
Stellenplan für das wissenschaftliche Personal der neu gegründe­
ten Fakultät. Er sei daher lediglich übergangsweise weiterbe­
schäftigt worden. Es sei nicht möglich gewesen, die neuen Stellen 
von heute auf morgen mit westlichen Mitarbeitern zu besetzen. In 
dem nach dem Sächsischen Hochschulerneuerungsgesetz durchgeführ­
ten Auswahlverfahren sei der Kläger nicht zum Zuge gekommen. Die 
noch unbesetzten Stellen im Bereich der wirtschaftswissenschaft­
lichen Fakultät seien mit den ursprünglichen Stellen der Sektion 
Wirtschaftswissenschaften nicht vergleichbar und müßten ihrer 
Natur wegen mit Personen besetzt werden, die Wirtschaftswissen­
schaften westlichen Zuschnitts gelernt hätten.

Mit dem Personalrat sei bereits im Juli 1992 vereinbart wor­
den, daß in den Auswahlkommissionen zwei Personalratsmitglieder 
mit Sitz und Stimme zu beteiligen seien, die dem Personalrat über 
den Hergang in der Auswahlkommission berichten sollten. Jeweils 
fünf Tage vor Ausspruch der Kündigung seien dem Personalrat Com­
puterlisten der wegen mangelnden Bedarfs zu entlassenden Mitar­
beiter zugegangen, aus denen u.a. auch der Name des Klägers her­
vorgegangen sei. Der Personalrat habe auf eine weitere Erörterung
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der Angelegenheit ausdrücklich verzichtet und einen Tag vor Aus­
spruch der Kündigung durch den Personalratsvorsitzenden dem zu­
ständigen Dezernenten für Personal mitgeteilt, daß der Personal­
rat eine Erörterung nicht wünsche, die Sache abschließend behan­
delt und keine Einwendungen gegen den Ausspruch der Kündigung 
habe. Mit Schreiben vom 25. Marz 1993 sei durch den Rektor der 
Technischen Universität das Beteiligungsverfahren für die hilfs­
weise erklärte Kündigung vom 27. April 1993 eingeleitet worden. 
Dem Personalrat sei unter Bekanntgabe sämtlicher Personaldaten 
mitgeteilt worden, daß höchst vorsorglich noch einmal eine Kündi­
gung derjenigen Mitarbeiter, denen, wie dem Kläger, bereits im 
September/Oktober 1992 gekündigt worden sei, ausgesprochen werden 
solle. Am 1. April 1993 habe der Personalrat unter Hinweis auf 
seinen Beschluß vom 22. Dezember 1992 mitgeteilt, daß er keine 
Einwendungen gegen die beabsichtigte Kündigung erhebe. Dem Perso­
na lrat sei bekannt gewesen, daß im Bereich der wirtschaftswissen­
schaftlichen Fakultät im wesentlichen nur Gastdozenten eingesetzt 
worden seien, weil Mitarbeiter der ehemaligen Sektion Wirt­
schaftswissenschaften hierzu inkompetent gewesen seien.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung des Beklagten zurückgewiesen und 
die Revision zugelassen.
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E n t s c h e i d u n q s c r r ü n d e  :

Die Revision ist nicht begründet. Die Vorinstanzen haben der 
Klage zu Recht stattgegeben. Die Kündigungen vom 23. Dezember 
1992 und 27. April 1993 haben das Arbeitsverhältnis der Parteien 
nicht aufgelöst.

Die streitgegenständlichen Kündigungen sind gemäß § 1 Abs. 1 
des anwendbaren Kündigungsschutzgesetzes unwirksam, weil nach der 
Darlegung des Beklagten weder ein Kündigungstatbestand nach Nr. 1 
Abs. 4 EV noch ein Grund der sozialen Rechtfertigung der Kündi­
gung im Sinne von § 1 Abs. 2 KSchG Vorgelegen hat.

I. Die besonderen Kündigungstatbestände des Einigungsvertrages 
nach Abs. 4 EV finden auf das Arbeitsverhältnis des Klägers An­
wendung, denn dieser war im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Bei­
tritts Angehöriger des öffentlichen Dienstes der ehemaligen DDR.

II. Der Beklagte hat den Kündigungsgrund des mangelnden Bedarfs 
(Abs. 4 Ziff. 2 und 3 EV) nicht dargelegt.

1. Wie der Zweite Senat bereits mit Urteil vom 5. Oktober 1995 
- 2 AZR 1019/94 - (AP Nr. 55 zu Einigungsvertrag Anlage I 
Kap. XIX, zu B II 2 a der Gründe) entschieden hat, ist es grund­
sätzlich nicht zu beanstanden, daß im Zuge der Erneuerung des 
Hochschulwesens gemäß §§ 126 ff. Sächsisches Hochschulerneue­
rungsgesetz, § 11 Sächsisches Hochschulstrukturgesetz keine Stel­
len fortgeführt, sondern alle nach dem Haushalt vorgesehenen 
Stellen aus dem Kreis der bisherigen Beschäftigten neu besetzt
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werden. Verlief das im Zuge der Besetzung der vorhandenen Stellen 
erforderliche Auswahlverfahren rechtmäßig, so bestand für die 
weitere Verwendung der nicht zum Zuge gekommenen Arbeitnehmer 
kein Bedarf mehr. Diesen Beschäftigten konnte gemäß Abs. 4 
Ziff. 2 und 3 EV wirksam gekündigt werden. Diese Vorgehensweise 
setzt aber voraus, daß der Beklagte eine willkürfreie, mit dem 
Grundsatz von Treu und Glauben vereinbare Auswahlentscheidung im 
Besetzungsverfahren getroffen hat.

2. Der mangelnde Bedarf an der Beschäftigung des Klägers folgt 
nicht aus der Abwicklung und Auflösung der Technischen Hochschule 
C bzw. ihrer Sektion Wirtschaftswissenschaften zum 31. De­
zember 1990. Der Kläger wurde über diesen Termin hinaus an der 
Technischen Universität C weiterbeschäftigt. Des­
halb könnte sich allein aus dem Fortfall des Beschäftigungsbe­
darfs an dieser Dienststelle zum Kündigungszeitpunkt der mangeln­
de Bedarf im Sinne von Abs. 4 Ziff. 2 EV ergeben. Daß das vom 
Kläger in den Jahren 1991 und 1992 geleitete Fachgebiet "Perso­
na lwirtschaft und Führungslehre" zum Ende des Wintersemesters 
1992/93 oder zum Sommersemester 1993 ersatzlos fortfallen sollte, 
ist vom Beklagten jedoch nicht behauptet worden. Vielmehr hat er 
selbst vorgetragen, ab dem Sommersemester 1993 sei auf diesem Ge­
biet ein aus den westdeutschen Bundesländern stammender Gastdo­
zent eingesetzt worden. Wenn die Weiterbeschäftigung eines Dozen­
ten oder Professors auf dem bis zum Kündigungszeitpunkt vom Klä­
ger wahrgenommenen Wissenschaftsgebiet tatsächlich möglich war, 
der Kläger aber nach Auffassung des Beklagten wegen unzureichen­
der Qualifikation oder Eignung hierfür nicht in Betracht kam,
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rechtfertigte dies keine Kündigung nach Abs. 4 Ziff. 2 oder 3 EV, 
sondern allenfalls nach Abs. 4 Ziff. 1 EV.

III. Die Kündigung ist nicht wegen mangelnder Qualifikation oder 
Eignung des Klägers gemäß Abs. 4 Ziff. 1 EV wirksam. Der Beklagte 
hat zwar geltend gemacht, dem Kläger fehle trotz seiner Habilita­
tion die Befähigung zur Übernahme auf eine Professorenstelle und 
er sei wegen seiner mehrjährigen Tätigkeit als Parteisekretär an 
der Sektion Wirtschaftswissenschaften persönlich ungeeignet, doch 
kann der Beklagte im Kündigungsrechtsstreit auf diese Sachverhal­
te die ausgesprochenen Kündigungen nicht stützen, weil er hierzu 
nach eigener Darlegung den Personalrat nicht angehört hat. Es 
entspricht der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
(vgl. nur BAG Urteil vom 18. Dezember 1980 - 2 AZR 1006/78 - BAGE 
34, 309 = AP Nr. 22 zu § 102 BetrVG 1972; Urteil vom 11. April 
1985 - 2 AZR 239/84 - BAGE 49, 39 = AP Nr. 39 zu § 102 BetrVG 
1972), daß der Arbeitgeber Kündigungsgründe, die bei Ausspruch 
der Kündigung bereits entstanden waren, im Kündigungsschutzprozeß 
nur nachschieben kann, wenn der Arbeitgeber zuvor den Betriebs­
oder Personalrat hierzu angehört hat. Über die vom Beklagten be­
hauptete mangelnde Qualifikation des Klägers für eine der ausge­
schriebenen Professorenstellen oder seine mangelnde politische 
Eignung ist jedoch der Personalrat nicht unterrichtet worden.

IV. Weitere Gründe, die die ausgesprochenen Kündigungen sozial 
rechtfertigen könnten, sind nicht dargelegt worden.
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V. Ob die Kündigung vom 23. Dezember 1992 gemäß § 79 Abs. 4 
PersVG-DDR oder § 79 Abs. 4 BPersVG und die Kündigung vom
27. April 1993 gemäß § 78 Abs. 3 des am 30. Januar 1993 in Kraft 
getretenen Sächsischen Personalvertretungsgesetzes unwirksam 
sind, bedarf wegen der vorstehenden Ausführungen zum Kündigungs­
grund keiner Erörterung.

VI. Der Beklagte hat gemäß § 97 Abs. 1 ZPO die Kosten des er­
folglosen Rechtsmittels zu tragen.

Ascheid Müller-Glöge Mikosch
R. Iskra Dr. Haible
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